Kommunismus und Übergangsgesellschaft 
Heiko Vollmann 


Nach der Oktoberrevolution 1917 wurden in Russland mittels kollektiv organisierter 
Gewalt das Privateigentum an Produktionsmitteln und der freie Warenmarkt aufgehoben 
und die gesellschaftliche Produktion und Distribution der Regie der Kommunistischen 
Partei unterworfen. Mit der Zwangskollektivierung der Landwirtschaft und der Einrichtung 
eines Fünfjahresplans der gesellschaftlichen Reproduktion Anfang der 1930er Jahre wurde 
die Aufhebung der kapitalistischen Produktionsverhältnisse abgeschlossen. Die 
Revolutionsführer und die späteren Staats- und Parteifunktionäre begründeten die politisch 
erzwungene ökonomische Umwälzung damit, dass sie die praktische Konsequenz aus der 
Marxschen Kritik der politischen Ökonomie! darstellte, die mit der theoretischen Analyse 
der kapitalistischen Produktionsweise zugleich deren zwingende Kritik geliefert hatte. 


Das Programm der Bolschewiki, durch die Verwandlung der Reproduktionsmittel in 
Staatseigentum eine Ökonomie zu schaffen, in der die Ausbeutung des Menschen durch 
den Menschen abgeschafft und die Produktion dem Zweck unterstellt wäre, die 
individuellen und kollektiven Bedürfnisse zu befriedigen, wurde nie verwirklicht. Die 
Sozialisten im Osten haben, anstatt eine planvolle Produktion von Gebrauchswerten 
einzurichten, eine eigentümliche Form „sozialistischer Warenproduktion“° geschaffen, die 
nicht primär der Befriedigung der menschlichen Bedürfnisse diente sondern dem 
Machtzuwachs des Staates. Die private Ausbeutung wurde durch eine staatliche ersetzt. 
Der Zweck, den Übergang zum Kommunismus durchzuführen oder ihm zumindest sich 
anzunähern, wurde verfehlt. Das hatte seinen Grund aber nicht einfach in theoretischen 
Irrtümern oder der Böswilligkeit der politischen Führer. Der Sowjetunion wurde die 
Machtkonkurrenz mit den kapitalistischen Staaten von diesen aufgezwungen. Sie hatte sich 
ihr auf Gedeih und Verderb* zu stellen und ihre Ökonomie, die ursprünglich dem Aufbau 
der Kommune dienen sollte, der eigenen Machtentfaltung in der Konkurrenz mit dem 
Imperialismus dienstbar zu machen. Diesem zweiten, dem revolutionären Programm 
heterogenen Zweck genügten die ökonomischen Mittel immerhin etwa sechzig Jahre lang 


1 Karl Marx: Das Kapital. Kritik der politischen Ökonomie, Bd. 1-3, Marx-Engels-Werke (MEW), Bd. 23- 
25, Berlin (Ost): Dietz-Verlag 1962ff. - Die Marxschen Schriften werden im folgenden zitiert durch 
Angabe des MEW-Bandes und der Seitenzahl. 

2 Diese Analyse und Kritik referiere ich in knapper Form im Abschnitt „Kapitalismus“ dieses Artikels. 

3 Von Wert und Tauschwert kann im Realsozialismus nur figürlich gesprochen werden. Bei den politisch 
dekretierten, in Preisform fixierten Tauschrelationen der sozialistischen „Waren“ handelte es sich de facto 
nur um abstrakte Verrechnungsgrößen für bestimmte Quanta Gebrauchswert. Sie waren nicht, wie im 
Kapitalismus, Resultat der Konkurrenz von Privatproduzenten um Marktanteile, die einen Preiskampf 
miteinander führen und daher die zur Produktion ihrer Waren notwendige Arbeitszeit verkürzen müssen. 
Obwohl die Realsozialisten seit Stalin darauf insistiert haben, mit ihren ökonomischen „Hebeln“ brächten 
sie ein spezifisch „sozialistisches Wertgesetz‘“ zur Geltung, hatte ein solches Gesetz kein fundamentum in 
re. Vgl. dazu den Beitrag von RÜDIGER MATS. 

4 Es ist daran zu erinnern, dass noch während des Bürgerkriegs Interventionstruppen aus 14 kapitalistischen 
Nationen die Revolution bekämpften und dass es das erklärte Kriegsziel Nazi-Deutschlands war, den 
Bolschewismus zu vernichten und die zu „Untermenschen“ erklärten slawischen Russen zu versklaven. 
Schon in der Zwischenkriegsperiode war die SU international isoliert und boykottiert worden, und 
unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg bis zu ihrem Zusammenbruch 1991 wurde ohne Unterlass gegen 
sie ein „kalter Krieg“ geführt, der die Drohung mit dem atomaren Vernichtungskrieg beinhaltete. Die 
Führer der SU reagierten nicht zimperlich und rüsteten ihrerseits für die atomare Vernichtung des Feindes. 
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— um den Preis der Abkehr vom kommunistischen Programm -, bis zu dem Zeitpunkt, an 
dem der Westen durch Osthandel und Kredite die Einordnung der SU in den Weltmarkt, 
also die Unterwerfung ihrer Ökonomie unters kapitalistische Kalkül, und durch Hyper- 
Rüstung die endliche Erschöpfung des Gegners erreicht hatte. 


Angesichts der Erfahrung des doppelten Scheiterns des Staatssozialismus, der weder 
seinem immanenten Zweck noch der Selbstbehauptung gegenüber dem kapitalistischen 
Gegner genügte, hätten Kommunisten heute zu reflektieren auf das widersprüchliche 
Verhältnis des selbst gesetzten und des aufgenötigten Zweckes und der zu beider 
Realisation eingesetzten, untauglichen Mittel. Sie hätten zu analysieren, welche 
theoretischen Irrtümer und praktischen Fehler und welche von außen ihm aufgezwungenen 
Schwierigkeiten dazu führten, dass die Selbstbehauptung des kommunistischen Projekts 
misslang.” Wenn Bürgerliche oder linke Revisionisten vom Scheitern des Realsozialismus 
reden, weigern sie sich jedoch, ihn immanent zu kritisieren. Beiden gilt, positivistisch, das 
factum des Siegs des Kapitalismus in der Systemkonkurrenz als hinreichender Beleg dafür, 
dass der Realsozialismus scheitern musste. Beide sind sich darin einig, dass der 
Realsozialismus praktisch vorgeführt habe, dass eine „zentral gelenkte Planökonomie“ — 
ein Terminus, der die Ökonomie der SU nicht zureichend bestimmt° — weder eine 
angemessene Machtentfaltung der Nation noch eine zufriedenstellende Versorgung der 
Bevölkerung mit Konsumtionsmitteln ermögliche. Während Bürgerliche umstandslos das 
in der imperialistischen Weltordnung durchgesetzte Kriterium der nationalen 
Machtentfaltung affırmieren, träumen „demokratische Sozialisten“ von einer friedlichen 
Weltordnung, in der die Starken den Schwachen helfen. Als „Marktsozialisten“ stimmen 
sie aber den Bürgerlichen darin bei, dass nur auf der Grundlage von Privateigentum und 
Warenproduktion der allgemeine Wohlstand zu erreichen sei, und belegen damit, dass sie 
die Marxsche Einsicht in das Wesen der kapitalistischen Konkurrenz und des 
Imperialismus vergessen haben: Auf Basis allgemeiner Lohnarbeit bedingt die Konkurrenz 
der Privatproduzenten eine Produktion um der Akkumulation willen und damit die 
permanente Forcierung der Ausbeutung, und die kriegsträchtige Konkurrenz der Nationen 
um den Reichtum der Welt ist notwendige Konsequenz der Durchsetzung der 
„Marktwirtschaft“ im Innern der Nationen. 


Ich rekapituliere im folgenden die Marxsche Kritik der kapitalistischen Produktionsweise, 
leite daraus ex negativo die notwendige Zielvorstellung der kommunistischen 
Planwirtschaft ab und erörtere zum Schluss die Anforderungen und Schwierigkeiten, mit 


5 RÜDIGER MATS und RENATE DILLMANN sind in ihren Beiträgen ausführlicher auf die historischen Fehler 
und Schwierigkeiten eingegangen. Ich werde im Schlussabschnitt meines Artikels auf die prinzipiellen 
Schwierigkeiten eingehen, die sich aus der historischen Erfahrung für die Zukunft extrapolieren lassen. 
Die Darstellung ist am Modell der frühen Sowjetunion orientiert, die Überlegungen beanspruchen aber 
Allgemeingültigkeit. 

6 Was und wie geplant wurde, wird nicht mitgeteilt. Geplant wurde nicht die unmittelbare Produktion von 
Gebrauchswerten, sondern die von „sozialistischen Waren“; das Wachstum des gesellschaftlichen 
Reichtums wurde vom Staat bilanziert in einem gesellschaftlichen „Wert“produkt. Die Preise, Löhne, 
Prämien, Gewinne, Zinssätze für Investitionskredite, die als ökonomische „Hebel“ der Produktion 
gesellschaftlichen Reichtums eingesetzt wurden, waren der Form nach identisch mit Bestimmungen der 
kapitalistischen Warenproduktion waren, obwohl das für diese entscheidende movens, die freie 
Konkurrenz von Privatproduzenten, ausgehebelt worden war. — Eine gelungene Analyse und Kritik der 
realsozialistischen Produktionsweise liefert MATTHIAS WIARDS am Modell der DDR in seinem Buch 'Krise 
im Realsozialismus' (Wiards: 2001), insbesondere im Kapitel "Grundzüge der Planwirtschaft in der 
DDR', S. 83-141; vgl. auch die Beiträge von DILLMANN und Mars in diesem Band. 
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denen eine Übergangsgesellschaft, die mit dem status quo bricht und das telos realisieren 
soll, notwendig konfrontiert ist.’ 


Kapitalismus 


Die entwickelte kapitalistische Produktionsweise ist bestimmt durch die Trennung der 
ökonomischen und der politischen Herrschaft. Die bürgerliche Staatsgewalt tritt als 
politische Macht der Gesellschaft gegenüber und unterwirft die Individuen verbindlichen 
Regeln ihres gesellschaftlichen Verkehrs miteinander: Freiheit, Gleichheit und 
Privateigentum. Art.2 Abs.1 GG besagt: 


„Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die 
Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das 
Sittengesetz verstößt.“ 


Die Freiheit der Person wird vom bürgerlichen Staat generell garantiert — jeder darf über 
sich selbst verfügen, ist keinem anderen Einzelnen hörig — und zugleich auf die Bedingung 
eingeschränkt, nicht gegen die Rechte anderer und gegen die Verfassung zu verstoßen. Die 
Rechte anderer sind in staatlichen Gesetzen bestimmt. Vor dem Gesetz sind, gemäß Art.3 
Abs.1 GG, alle Menschen gleich; Privilegien, Sonderrechte bestimmter 
Bevölkerungsklassen sind abgeschafft. 


Der Gebrauch der freien Willkür richtet sich immer auf ein bestimmtes Material. Sind die 
Individuen vom Zugriff auf dies Material ausgeschlossen, können sie ihre Zwecke nicht 
verwirklichen, nicht leben. Indem der bürgerliche Staat in Art.14 Abs.1 GG das private 
Eigentum gewährleistet, zwingt er die Insassen seiner Gesellschaft, sich wechselseitig vom 
Zugriff auf das Material ihrer Willkür auszuschließen. Jeder verfügt nur über das rechtlich 
Seine, und der Gebrauch von Dingen, über die andere verfügen, ist an deren Erlaubnis 
gebunden. Durch die Eigentumsgarantie in Art.14 GG bekommt also die in Art. 2 GG 
geregelte Freiheit der Person den näheren Inhalt, dass die freie Entfaltung der 
Persönlichkeit eines jeden am Eigentum der anderen ihre Schranke hat. 


Diese Rechtsbestimmungen nötigen die Individuen, ihre Bedürfnisse als rechtlich 
sanktionierte Interessen in der antagonistischen Form der Konkurrenz gegeneinander 
geltend zu machen. Auf der Grundlage der entwickelten gesellschaftlichen Teilung der 
Arbeit gelangen sie an das Material ihrer Zwecke nur durch den Tausch auf dem Markt. 
Das dort geltende Prinzip ist das do ut des, ich gebe, damit du gibst. Damit bekommt die 
Habe eines jeden, neben ihrem Charakter, zur Befriedigung eigener Bedürfnisse zu dienen 
(sofern ihre Gebrauchsgestalt das zulässt), die Funktion eines Fonds tauschbarer Güter, die 
eingesetzt werden, um fremdes Gut zu erwerben — die Güter werden Waren. Die Ware ist 
Einheit von Gebrauchswert und Wert, nützliches Ding und privates Teilprodukt der 
gesellschaftlichen Gesamtarbeit, Privatreichtum, der als Zugriffsmittel auf fremden 
Privatreichtum im Austausch fungiert. Allgemeines Tauschmittel und universelles 
Zugriffsmittel auf fremden Reichtum ist das Geld, und in bestimmten Geldgrößen hat der 
Warenreichtum sein Maß. 


7 Ich extrapoliere aus meiner Darstellung der kapitalistischen und der realsozialistischen Produktionsweise 
meine Kritik des „marktsozialistischen‘“ Revisionismus und gehe näher auf ihn ein im Abschnitt 
„Politische Konsequenzen der Kapitalismuskritik“. 
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Zweck der Produktion für den Markt ist nicht die Befriedigung fremder Bedürfnisse, 
sondern ihre Ausnutzung zum Gelderwerb. Bürgerliche Ökonomie und „Marktsozialismus“ 
setzen Warenproduktion und Arbeitsteilung ineins und erklären das Geld zu einer 
nützlichen Erfindung, um den allseitigen Händewechsel arbeitsteilig produzierter Güter 
zwischen Produzenten und Konsumenten zu ermöglichen. MARX nennt diese 
„Identifikation von Warenzirkulation und unmittelbarem Produktenaustausch durch 
einfache Abstraktion von ihren Unterschieden“ das primäre Charakteristikum für die 
„Methode der ökonomistischen Apologetik“. (MEW 23: 120, Fn. 73) Für den Zweck 
wechselseitiger Befriedigung der Bedürfnisse arbeitsteilig produzierender Individuen wäre 
die rationelle Form die schlichte gegenseitige Bereitstellung der Gebrauchswerte bzw. 
deren organisierte Verteilung. Die Individuen arbeiteten dann wirklich für einander, wären 
affirmativ aufeinander bezogen. Unter Voraussetzung allgemeinen Privateigentums erhält 
die wechselseitige Angewiesenheit der Individuen auf die Produkte anderer die 
Bestimmung einer Schranke für ihre Reproduktion, und die Fähigkeit, durch eigne 
Produkte die Bedürfnisse anderer zu befriedigen, wird zum Hebel, sie zu vorteilhaften 
Gegenleistungen zu zwingen. 


Historische Voraussetzungen der kapitalistischen Produktion waren die Vernichtung der 
bäuerlichen Subsistenzwirtschaft durch gewaltsame Vertreibung der leibeigenen Bauern 
von der Scholle und die Herstellung der Gewerbefreiheit, also der allgemeinen 
Konkurrenz, durch Auflösung der feudalen Gefolgschaftsverhältnisse der Leibeigenschaft 
und der Zünfte. Sie schufen einerseits Proletarier, die weder über Produktionsmittel noch 
über Lebensmittel verfügten; andererseits traten diesen die Grundbesitzer, Kaufleute und 
reicheren Handwerksmeister gegenüber, die über die sachlichen Bedingungen der 
Reproduktion und über größere Geldvermögen verfügten. Frei von den Banden der 
Ständegesellschaft und frei von allen Mitteln der Reproduktion, sind die Habenichtse nun 
gezwungen, ihre Arbeitskraft gegen Lohn in den Dienst an fremder Bereicherung zu 
stellen. 


Der Kapitalist bereichert sich, indem er die fremde Arbeitskraft länger anwendet als zur 
Reproduktion eines Äquivalents des Arbeitslohns nötig ist. Die Aneignung von Mehrwert 
ist so Resultat der unentgeltlichen Aneignung von Mehrarbeit, Resultat von Ausbeutung. 
Da die Proletarier Reproduktionsmittel nur erwerben können, wenn sie zuvor ihre 


8 Der allgemeinen Warenzirkulation ging historisch der unmittelbare Produktenaustausch (Barter) voraus. 
Er setzte voraus, dass der eine Tauschagent den spezifischen Gebrauchswert benötigte, den der jeweils 
andere ihm anbot. Die Produkte standen einander als einfache Gebrauchswerte gegenüber, und die 
quantitative Proportion, in der sie getauscht wurden, war zufällig, bloße Konvention. Erst mit dem Geld 
als allgemeinem Äquivalent wird der Austausch emanzipiert vom zufälligen Zusammenstimmen der 
Bedürfnisse der Tauschenden, werden die Produkte als Waren, als Inkarnationen von Wert, von 
gesellschaftlich notwendiger Arbeit gegeneinander gesetzt. (MEW: 101) Zugleich wird der Erwerb von 
Geld als „gesellschaftliches Faustpfand‘“ zum bestimmenden Zweck der Warenproduktion. Ist diese 
allgemein geworden, dann zwingt ihre allseitige Konkurrenz die einzelnen Warenbesitzer dazu, die Ware 
preisgünstig anzubieten, also dazu, ihre Produktionskosten möglichst zu senken. Wem es nicht gelingt, 
die Ware zum Marktpreis anzubieten, der kann nicht verkaufen und bleibt vom Reichtum der anderen 
ausgeschlossen; verkauft er trotz überdurchschnittlicher Produktionskosten seine Ware zum Marktpreis, 
ruiniert er sich allmählich. (MEW 23: 120-122) Als universelles Zugriffsmittel auf fremden 
Privatreichtum und damit als positives Mittel ihrer Bedürfnisbefriedigung dient das Geld nur den in der 
Konkurrenz erfolgreichen Produzenten, und das sind diejenigen, die Lohnarbeit auf großer Stufenleiter 
ausbeuten. Für die Lohnarbeiter, die nicht auf eigene Rechnung produzieren können, weil sie nicht über 
die dazu nötigen Mittel verfügen, ist das Geld Schranke ihrer Bedürfnisbefriedigung! 
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Arbeitskraft verkaufen, und da die Kapitalisten es zur Bedingung des Kaufs der 
Arbeitskraft machen, dass ihre Anwendung ihnen Mehrwert schafft, ist die Ausbeutung 
zugleich Bedingung der Reproduktion der Arbeiter. Wurde das Monopol der Vermögenden 
über die Reproduktionsmittel der Gesellschaft einst in vorbürgerlichen Verhältnissen 
geschaffen, so verewigt es heute der bürgerliche Staat’, indem er mit seinem 
Gewaltapparat für Freiheit, Gleichheit und Privateigentum aller seiner Bürger einsteht. Er 
macht die Armut der Massen funktional für die Bereicherung der Vermögenden und 
erzwingt das Klassenverhältnis von Proletariat und Bourgeoisie, die ökonomische 
Herrschaft des Kapitals. 


Das Recht des Kapitalisten auf Aneignung des Mehrwerts ist in dem Grundsatz des 
Privatrechts begründet, der dem Eigentümer einer Sache ihren unbeeinträchtigten 
Gebrauch einräumt. Inhalt des Arbeitsvertrags ist die Übereignung des Rechts auf 
Gebrauch der Arbeitskraft an den Kapitalisten für eine bestimmte Zeitdauer. Ist das Recht 
auf Gebrauch der Arbeitskraft abgegeben worden, dann gehört auch das Produkt der Arbeit 
und dessen in Geld realisierter Wert nicht dem Arbeiter, sondern dem Kapitalisten. 


„Der Arbeitsprozeß ist ein Prozeß zwischen Dingen, die der Kapitalist gekauft hat, 
zwischen ihm gehörigen Dingen. Das Produkt dieses Prozesses gehört ihm daher ganz 
ebensosehr als das Produkt des Gärungsprozesses in seinem Weinkeller.“ (MEW 23: 
200) 


Damit sind alle Rechtsvorstellungen, die dem Arbeiter einen „gerechten Anteil“ an dem 
von ihm geschaffenen Ertrag zubilligen, illusionär. Die Form des Arbeitsvertrags, 
derzufolge ein bestimmter Lohn für eine bestimmte Arbeitsdauer oder eine bestimmte 
Stückzahl Produkt gezahlt wird, erzeugt den Schein, es würden nicht die 
Reproduktionskosten der Arbeitskraft, sondern die ganze geleistete Arbeit bezahlt. Das 
Ausbeutungsverhältnis wird verschleiert, der Grund der Kapitalverwertung, die Aneignung 
von Mehrwert erscheint nicht mehr. 


„Auf dieser Erscheinungsform, die das wirkliche Verhältnis unsichtbar macht und grade 
sein Gegenteil zeigt, beruhn alle Rechtsvorstellungen des Arbeiters wie des Kapitalisten, 
alle Mystifikationen der kapitalistischen Produktionsweise, alle ihre Freiheitsillusionen, 
alle apologetischen Flausen der Vulgärökonomie.“ (MEW 23: 562)" 


Zweck des Kapitals ist dessen permanente Verwertung, die fortgesetzte Aneignung und 
Kapitalisierung des Mehrwerts. Das Verhältnis des Mehrwerts zum Wert der Arbeitskraft 
misst den Grad der Ausbeutung der Arbeit, die Mehrwertrate, das Verhältnis des 
Mehrwerts zum Gesamtkapitalvorschuss misst den Grad der Verwertung des Kapitals, 
seine Profitrate. Bedingung der dauerhaften Funktion der Einzelkapitale ist die Realisation 
der gesellschaftlichen Durchschnittsprofitrate. Steigern sie die Profitrate über das 
Durchschnittsmaß, akkumulieren sie schneller als ihre Konkurrenten und können diese 
vom Markt verdrängen. Neben Lohndrückerei, Extensivierung und Intensivierung der 


9 Zur allgemeinen Theorie des bürgerlichen Staats siehe RESULTATE (1980/1999). 

10 Die Forderung eines „gerechten Lohns“ affirmiert den Schein des Lohns, er sei Äquivalent der geleisteten 
Arbeit. Die kompliziertere Variante einer „gerechteren Teilung“ des Profits in Investitionskapital, 
Unternehmerlohn und Arbeiterlohn, die von Gewerkschaften und „Wirtschaftsdemokraten“ verfochten 
wird, baut darauf auf. Zur Kritik der „Wirtschaftsdemokratie“ vgl. den Abschnitt Politische 
Konsequenzen. 


Arbeit ist das wesentliche Mittel der Profitsteigerung die Erhöhung der Produktivkraft der 
Arbeit durch Einführung verbesserter Maschinerie. Sie erhöht den Produktausstoß pro Zeit 
und senkt die Produktionsstückkosten der Ware. Das Einzelkapital kann die Preise seiner 
Waren senken, Konkurrenten Marktanteile abjagen und zugleich Extraprofit machen, 
solange die Preissenkung geringer ausfällt als die Kostensenkung. Um eigene Marktanteile 
zu verteidigen, sind die Konkurrenten gezwungen, ihrerseits die Produktionsstückkosten zu 
senken. Durch Verallgemeinerung der avancierten Technik wächst der Produktionsumfang 
der gesamten Branche, einzelne Betriebe werden vom Markt verdrängt. 


Die Produktivkraftsteigerung setzt Arbeiter frei in den rationalisierten Betrieben und in den 
in die Pleite gedrängten, verschärft also die Arbeiterkonkurrenz, die Löhne sinken. Sie 
senkt zugleich den Wert der produzierten Waren'', also auch der Arbeiterlebensmittel, also 
der Arbeitskräfte, was wiederum die Löhne senkt. Die Mehrwertrate oder die Masse des 
Profits pro angewandtem Arbeiter wächst. Ist der Binnenmarkt vor der 
Rationalisierungswelle bereits gesättigt, können nach erfolgreicher 
Produktivkraftsteigerung nur dann mehr Arbeiter als zuvor beschäftigt werden, wenn der 
Produktionsumfang stärker wächst als die Produktivität der Arbeit, und das setzt die 
Eroberung des Weltmarkts voraus. Das Wachstum der nationalen Industrie und 
Beschäftigung geht dann zu Lasten auswärtiger Kapitale, die vom Weltmarkt verdrängt 
werden, erzeugt also im Ausland Massenarbeitslosigkeit und Lohnsenkungen.'? 


Die Kapitalakkumulation geht einher mit der Steigerung des Umfangs der Produktion über 
die Aufnahmefähigkeit des Marktes hinaus. Jede industrielle Krise, die durch die 
massenhafte Unverkäuflichkeit von Ware zustandekommt, sich also als Überproduktion 
zeigt, hat ihren Grund in der erfolgreichen, beschleunigten Akkumulation der Kapitale, die 
sich vom Resultat her als Überakkumulation darstellt. In der Krise setzen sich die größten 
und produktivsten Kapitale durch, kaufen die unrentablen Konkurrenten auf, verleiben sich 
deren produktivste Anlagen ein, legen die unproduktiven still und entlassen deren 
Belegschaft. Um die überschüssigen Produktionskapazitäten bereinigt, setzen die 
Krisengewinner dann ihren Ausscheidungskampf fort, erweitern und effektivieren erneut 
ihre Produktion. 


Die beschleunigte Akkumulation des Kapitals durch Steigerung der Produktivkraft der 
Arbeit erhöht beständig den Grad der Ausbeutung, produziert Massenarbeitslosigkeit und 
intensiviert die Arbeit für die verbleibenden Beschäftigten. Erfolgreiche Akkumulation 
reproduziert nicht nur die absolute Armut der Lohnarbeiter, ihre Not, sich verkaufen zu 
müssen, also das Klassenverhältnis zwischen Kapital und Proletariat, sie erweitert auch 
den relativen Grad ihrer Armut, relativ auf das durch ihre Arbeit vermehrte 
Kapitaleigentum. Erfolgreiche Kapitalakkumulation und Elend des Proletariats sind daher 
identisch.” Sich selbst überlassen, untergrübe die Akkumulation des Kapitals ihre eigene 


11 Dass die Reduktion der Warenwerte sich nicht notwendig in sinkenden Preisen ausdrückt, ist der 
gleichzeitig stattfindenden Geldentwertung geschuldet. Auf die Darstellung der Geldtheorie muß hier 
verzichtet werden. 

12 Vgl. MEW 23: 461-470, Kapitel 13.6. Durch die weltweit stattfindende Steigerung der Produktivität 
werden immer größere Teile der Weltbevölkerung, vom Standpunkt des Kapitals betrachtet, absolut 
überflüssig gemacht. Zugleich setzt sich der Raub an den Subsistenzgrundlagen der Bauern fort. Dies sind 
die objektiven Grundlagen der ideologischen Debatten über „Bevölkerungsexplosion“, Armut und Hunger 
in den „Entwicklungsländern“. 

13 Vgl. MEW 23: 673f., allgemeines Gesetz der Akkumulation und Gesetz der Verelendung des Proletariats. 
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Grundlage, indem sie die Arbeit der Beschäftigten über das physisch ertragbare Maß 
hinaus ex- und intensivierte und immer mehr Arbeits- und Einkommenslose erzeugte, die 
Arbeiter also verkümmern und verhungern ließe. Es sind daher kompensatorische 
Maßnahmen nötig, welche die dauerhafte Brauchbarkeit des Proletariats für die 
Kapitalverwertung sicherstellen. 


Als politischer Garant des Produktionsverhältnisses von Kapital und Lohnarbeit ist der 
bürgerliche Staat ideeller Gesamtkapitalist. Er sichert die Bedingungen des dauerhaften 
rentablen Gebrauchs der nationalen Arbeiterklasse durch das Kapital, indem er beständig 
reformerisch tätig wird. Die Arbeitsgesetzgebung herrscht dem Kapital Maßnahmen wie 
die Beschränkung des Arbeitstags und den Arbeitsschutz auf, verhindert eine übermäßige 
Vernutzung der Arbeitskraft und gewährleistet ihre dauerhafte Benutzung. Die 
Sozialgesetzgebung dient zur Erhaltung der aktuell Unbrauchbaren als minimal 
alimentierte, gesunde, ausgebildete, künftig wieder einsetzbare Arbeitskraftreserve der 
Gesellschaft. Die Umweltschutzgesetzgebung dient der Erhaltung der vom Kapital als 
Gratisvoraussetzung seiner Produktion vernutzten Natur als Reproduktionsgrundlage der 
Gesellschaft und Standortbedingung der Kapitalakkumulation. Weil alle diese Maßnahmen 
Kosten verursachen, welche den Staatshaushalt und die nationalen Kapitalbilanzen 
belasten, besteht zwischen dem Interesse an der Steigerung der aktuellen Akkumulation 
und dem an der langfristigen Erhaltung ihrer gesellschaftlichen und natürlichen 
Bedingungen ein Widerstreit, so dass im Kapitalismus beständiger Bedarf an Reformen 
besteht. Aufgabe der Politik ist es, sie so zu gestalten, dass die eigene Nation als profitabler 
Kapitalstandort hergerichtet und dem nationalen Kapital der Weltmarkt als Wachstumsfeld 
erschlossen wird. 


Zweck des Kapitals ist dessen maßlose Verwertung, an den Grenzen des Staates hat es aber 
eine Schranke. Die kapitalistischen Staaten müssen ihren nationalen Kapitalen den Verkauf 
von Waren auf dem Weltmarkt und den Zugriff auf fremde Reichtumsquellen erst 
ermöglichen, indem sie sich in internationalen Verträgen wechselseitig dazu verpflichten, 
die rechtlichen Bedingungen des grenzüberschreitenden Waren- und Kapitalverkehrs 
herzustellen. Die Herstellung der Konvertibilität der Währungen, die Handelsverträge, 
Zollabkommen und Lizenzen zur Ausbeutung fremder Bodenschätze und Arbeitskräfte, die 
Stiftung eines internationalen Kreditwesens, die Regelung der Zahlungspflichten von 
Kapitalen und Staaten bilden den Stoff für die imperialistische Konkurrenz der Nationen 
um den Reichtum der Welt. Um fremde Souveräne zu Vertragskonditionen zu bewegen, die 
für die eigene Nation von Nutzen sind, und den Zugriff des eigenen nationalen Kapitals auf 
fremde Ressourcen der Akkumulation zu sichern, bedürfen kapitalistische Nationen 
militärische Macht, mit der im Streitfall der Wille des fremden Souveräns gefügig gemacht 
werden kann. Das Geschäft auf dem Weltmarkt ist daher notwendig kriegsträchtig, die 
Konkurrenz des Geschäfts und die der Waffen setzen sich wechselseitig voraus und 
bedingen einander. 


Politische Konsequenzen der Kapitalismuskritik 


Demokratische Marktsozialisten kritisieren den Kapitalismus dafür, dass er sozial 
ungerecht sei, und den Realsozialismus dafür, dass er autoritär gewesen sei und die 


Menschen gegängelt habe. Gegen beide berufen sie sich auf die bürgerlichen Ideale der 
Französischen Revolution: Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit. Gegenüber dem 
Kapitalismus wird im Namen einer „solidarischen Ökonomie“ auf Brüderlichkeit insistiert; 
gegenüber dem Realsozialismus auf Freiheit. Die kapitalistische Marktwirtschaft beruht 
jedoch selbst, wie gezeigt wurde, auf der allgemeinen Geltung von Freiheit, Gleichheit, 
Eigentum und Bentham. (Vgl. MEW 189f.) MARX hat gezeigt, dass die auf dem 
Privateigentum beruhende Produktion für den Markt notwendig den wechselseitigen 
Ausschluss der Menschen vom gesellschaftlichen Reichtum, die allseitige Konkurrenz um 
dessen Aneignung und die Ausbeutung der eigentumslosen Massen durch die 
Vermögenden mit sich führt. 


Will man eine „brüderliche“ Ökonomie einrichten, dann muss man, als ersten Schritt, das 
Privateigentum an Produktionsmitteln aufheben. Da der Marktsozialismus das nicht will, 
weil er glaubt, das führte nur wieder in eine Neufassung des autoritären Realsozialismus, 
kommt er nicht hinaus über moralisierende Appelle, die er an niemand Bestimmten, 
sondern an eine diffus bleibende demokratische Öffentlichkeit richtet, „wir“ sollten 
„Menschen vor Profite“ stellen. Das Prinzip der Profitmacherei bleibt damit unangetastet, 
aber seine Ausführung wird den Profiteuren als moralische Schuld angekreidet. Dieser 
Moralismus findet etliche Anhänger, nicht weil er in der Sache recht hat, sondern weil er 
deren Bedürfnis befriedigt, sich selbst als materiell zu kurz gekommene Kritiker der 
korrumpierten Reichen und Mächtigen wenigstens ideell über die Verhältnisse und über die 
besser Gestellten erhaben zu fühlen. Die wirkliche Bewegung, welche die bestehenden 
Zustände aufzuheben sich wahrhaft vornimmt, ist dagegen äußerst schwach. Statt sie zu 
unterstützen, wird sie von den demokratischen Revisionisten verächtlich gemacht, indem 
man ihr vorwirft, sie wolle sich des unmoralischen Mittels der revolutionären Gewalt 
bedienen und stehe auf dem Sprung, ein neues autoritäres Regime einzurichten. 


Dagegen ist zunächst daran zu erinnern, dass ohne Klassenkampf weder die Stellung der 
Geschädigten in der Klassengesellschaft zu verbessern noch diese Klassengesellschaft in 
etwas anderes transformiert werden kann. Der reformistische Klassenkampf hat den 
Gebrauch der Einkommensquelle Lohnarbeit zum Gegenstand, der revolutionäre den 
Kampf gegen das Klassenverhältnis. Der eine ist nicht in den anderen überführbar, sondern 
beide Formen des Kampfes stehen im Widerspruch zueinander: Um überhaupt ihre 
Interessen im Kapitalismus zu verteidigen, müssen die Arbeiter sich organisieren, ihre 
Konkurrenz untereinander zeitweilig aufheben und den Kampf um Löhne, Arbeitszeiten 
und Arbeitsbedingungen kollektiv führen, und zwar international. Selbst wenn er von 
politisch Radikalen betrieben wird, wohnt dem Kampf um die Brauchbarkeit ihrer 
Revenuequelle für die Arbeiter immer die Affirmation des Lohnverhältnisses und damit des 
Zwecks der Kapitalverwertung inne. Der DGB macht praktisch vor, welche 
Verlaufsformen der schlichte Lohnkampf zeitigt, wenn man mit der Revolution nichts zu 
tun haben will. 


Mit der Anerkennung der „Freiheitlich-demokratischen Grundordnung“ durch die im DGB 
zusammengeschlossenen Gewerkschaften haben diese zugleich den Ausschluss der Massen 


14 Die Losung „Proletarier aller Länder, vereinigt Euch!“ ist nicht nur ein moralisierender Aufruf, sich in 
Grußadressen mit den Arbeitern in fernen Ländern ideell zu solidarisieren, sondern drückt die praktische 
Bedingung aus, erfolgreichen Klassenkampf zu betreiben. 
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von den Reproduktionsmitteln, ihre Abhängigkeit von der „Schaffung von Arbeitsplätzen“ 
durch das Kapital anerkannt. Sie deuten das negative Verhältnis der Lohnabhängigen zum 
Kapital in ein positives um, indem sie die Lohnarbeit als Mittel der Reproduktion der 
Arbeiter affırmieren, und betrachten es als ihre gesellschaftliche Aufgabe, die Lohnarbeit 
zu fördern. Dafür wiederum werden sie vom Staat und von den Arbeitgebern anerkannt, 
die selbst das entgegengesetzte Interesse an der Förderung der Lohnarbeit haben: Es soll 
soviel als möglich davon stattfinden, sofern sie rentabel ist für das Kapital. 


Statt das Interesse des Kapitals, nur die Lohnarbeit einzurichten, die sich rentiert, als 
Ausdruck des Klassengegensatzes zu kritisieren, anerkennen es die Gewerkschaften als 
ökonomischen „Sachzwang“. Sie wissen, dass das deutsche Kapital mit der äußerst 
produktiven, also äußerst rentablen Arbeit, die es hierzulande kommandiert, erfolgreich auf 
dem Weltmarkt agiert, deuten sein /nteresse, sich mittels Ausbeutung deutscher Arbeiter 
auf dem Weltmarkt zu bereichern, aber als ökonomisches Naturgesetz, sich in der 
„Globalisierung“ gegen die Konkurrenten behaupten zu müssen. Ist das nationale Kapital 
zu seinem Erfolg gezwungen, dann sind auch die von diesem Kapital abhängigen Arbeiter 
um der Erhaltung ihrer Jobs willen dazu gezwungen, sich für den Erfolg ihrer Arbeitgeber 
ins Zeug zu legen, und daher bekommt das Interesse der Gewerkschaften an der Förderung 
der Lohnarbeit die Gestalt eines Interesses nicht nur an „angemessenen Löhnen“ und 
„Beschäftigungssicherung“, sondern auch am Wachstum der Produktivität und der 
nationalen Wirtschaft überhaupt. Wie das von den maßgeblichen Instanzen, den 
Kapitalisten und Wirtschaftspolitikern, herbeigeführt werden kann, darüber machen sich 
auch Gewerkschaften Gedanken, und verpflichten zugleich in Tarifverträgen als 
Generalhändler der Ware Arbeitskraft ihre eigene Klientel darauf, die Ex- und Intensität 
der Arbeit zu steigern, den Krankenstand zu senken, auf Streiks zu verzichten. Die 
Verklärung der „Wirtschaft“ zum gemeinsamen Anliegen aller Mitglieder des nationalen 
Gemeinwesens kommt in der affırmativen Rede von der „Sozialpartnerschaft“ zum 
Ausdruck, die mehr von den Gewerkschaften als den Unternehmerverbänden im Munde 
geführt wird, so als sei damit ein moralischer Anspruch verbunden, dessen Erfüllung die 
Pflicht des Klassengegners sei." 


Linke „Wirtschaftsdemokraten“ und „Marktsozialisten“ schließen an das Ideologem der 
„Sozialpartnerschaft‘“ an, bemängeln aber die Ausführung und überbieten damit den 
ökonomischen Idealismus der Gewerkschaften. Eigentum und Markt wollen auch sie nicht 
abschaffen. Im Namen der „sozialen Gerechtigkeit“ fordern sie aber mehr „Teilhabe“ der 
armen Massen am wachsenden Reichtum. Ihrem Ideal gewaltloser Kommunikation gemäß 
soll durch die Ausweitung demokratischer politischer Verkehrsformen — im wesentlichen 
der Praktik, Entscheidungen durch Abstimmungen und Mehrheitsbeschlüsse 


15 Realiter sind die Aufgaben der „Partner“ klar verteilt: Das Kapital hat möglichst viel Mehrwert zu 
kapitalisieren, indem es „Arbeitsplätze“ schafft und technisch so ausrüstet, dass Arbeit von 
überdurchschnittlicher Produktivität in Bewegung gesetzt werden kann; das Arbeitsvolk hat durch 
maximale Leistung gegen „verantwortungsvolle“ Löhne dafür zu sorgen, dass eine 
weltüberdurchschnittliche Rentabilität der Arbeit realisiert wird. Gelingt das, verzichtet das Kapital auf 
Entlassungen, die sich angesichts der gesteigerten Rentabilität der Arbeit ohnehin erübrigen, und die 
Gewerkschaften verzichten, um das Kapitalwachstum nicht zu gefährden, auf die Mobilisierung von 
Streiks und fordern „moderate Lohnzuwächse“. So sichern die „Partner“ den „sozialen Frieden“. Er ist 
das Gegenteil des Klassenkampfs von unten, nicht des Klassenkampfs von oben. Ihn seit 1949 konsequent 
gesichert zu haben, halten sich deutsche Gewerkschaften als wesentlichen Beitrag zum Gelingen der 
„Demokratie“ zugute. 


herbeizuführen — auf die ökonomischen Beziehungen eine Umverteilung des Reichtums 
von oben nach unten, eine Umorientierung der Produktion auf ökologische Kriterien und 
manches Gute mehr zustandekommen. Nicht nur die Tarifparteien und die staatliche 
Wirtschaftspolitik sollen über den Gang des ökonomischen Ganzen entscheiden, sondern 
alle Mitglieder der Bevölkerung, auch diejenigen, die aus dem ökonomischen Prozess 
ausgeschieden sind, wie Arbeitslose und Rentner. Dem basisdemokratischen Idealismus 
zufolge soll jedes Individuum dieselben Rechte und Chancen bekommen, an den 
Entscheidungen über den Gang „der Wirtschaft“ zu partizipieren. 


Damit ist das Subjekt der demokratischen Teilhabe der abstrakte „Mensch überhaupt“. In 
ihm ist von allen gegensätzlichen Bestimmtheiten der rechtlichen und ökonomischen 
Charaktermasken abgesehen, die den wirklichen Individuen zukommen. In der Realität 
stehen die Individuen einander aber als Eigentümer und Nichteigentümer, Käufer und 
Verkäufer, Kapitalist und Lohnarbeiter gegenüber. Wie es gelingen soll, das Recht des 
Eigentümers auf unbeeinträchtigte Verfügung über das Seine zu achten, und zugleich 
Abstimmungen aller Bürger darüber zu veranstalten, was mit dem Betriebsvermögen der 
Nation angestellt werden soll, wissen die Götter. Selbst wenn es mehr genossenschaftliche 
Zusammenschlüsse von Arbeitern gäbe, die dann gemeinschaftliche Produzenten und 
shareholder des von ihnen produzierten Mehrprodukts wären'°, blieben der Gegensatz von 
Betriebsgewinn und Lohn, der Zwang zur technischen Rationalisierung und die 
Notwendigkeit, soviel Gewinn als möglich zu kapitalisieren, statt ihn als Dividende 
auszuzahlen, bestehen. 


„Es ist unzweifelhaft, dass die Genossenschaften in einem kapitalistischen Staat eine 
kapitalistische Kollektiveinrichtung sind. (...) Worin besteht das Phantastische an den 
Plänen der alten Genossenschaftler, angefangen mit Robert Owen? Darin, dass sie von 
einer friedlichen Umgestaltung der modernen Gesellschaft durch den Sozialismus 
träumten, ohne eine so grundlegende Frage wie die des Klassenkampfes, der Eroberung 
der politischen Macht durch die Arbeiterklasse, des Sturzes der Herrschaft der 
Ausbeuterklasse zu beachten. Und deshalb sind wir im Recht, wenn wir in diesem 
'Genossenschafts'sozialismus pure Phantasterei sehen, wenn wir etwas Romantisches, ja 
sogar Abgeschmacktes in den Träumereien erblicken, daß man durch bloßen 
genossenschaftlichen Zusammenschluß der Bevölkerung die Klassenfeinde in 
Klassenfreunde und den Klassenkrieg in Klassenfrieden (...) verwandeln könne.“ 
(Lenin 1923/1977: 459f.) 


Wirtschaftsdemokratismus und Marktsozialismus bleiben moralistisch-illusionäre 
„Diskursintervention“, solange sie die verfassungsmäßige Garantie des Privateigentums 
affirmieren. Über den moralistischen Appell, andere Ziele des Wirtschaftens zu verfolgen 
als die, die von Kapital und Staat durchgesetzt sind, kommen sie nicht hinaus. Ihnen 
erscheint die bürgerliche Verfassung, die in Wahrheit der juristische Ausdruck der 


16 Das ist ein irrealer Konditionalsatz, denn wie sollen solche Betriebe massenhaft aufkommen? Sie müssten 
rentabler, also produktiver produzieren als die heutigen Konzerne, und um das zu erreichen, müssten sie 
mindestens ebensoviel Kredit von den Banken erhalten wie diese, um in geeignete Maschinerie zu 
investieren, und die Belegschaften müssten intensiver arbeiten als ihre Klassengenossen in den 
Konzernen. Wenn die erfolgreich rationalisieren, müssten auch die Genossenschaftsarbeiter sich zum Teil 
wegrationalisieren. Den Kredit, um all das in Gang zu bringen, bekommen sie nicht ohne Sicherheiten, 
und die setzen schon bestehendes Betriebsvermögen, wie es die Konzerne darstellen, voraus. 
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ökonomischen Herrschaft des Kapitals ist, als frei interpretierbares Regelwerk zur 
Erzielung von Übereinkünften der Bürger über ihre gemeinschaftlichen Angelegenheiten. 
Ein auf dem Wege demokratischer Abstimmung hergestellter politischer Beschluss zur 
Umverteilung von Privatvermögen gegen den Willen der Vermögenden wäre jedoch 
verfassungswidrig, und für den Fall eines solchen Beschlusses träte der im Grundgesetz 
präzise umrissene Notstandsfall in Kraft.” Selbst um der Durchsetzung ihrer bescheidenen 
Ziele willen kämen demokratische Sozialisten also nicht um Generalstreik und Bürgerkrieg 
herum. Auch wenn ihre „Visionen“ sich wesentlich aus dem Verdikt über die in SU und 
DDR realisierte Variante einer „zentral gelenkten Planökonomie“ speisen, weisen sie doch 
inhaltlich kaum Unterschiede zu dem Ideal der Realsozialisten auf, eine „sozial gerechte“ 
Form der Warenproduktion politisch zu organisieren’? — nur soll dies nicht auf dem Wege 
einer „Diktatur des Proletariats‘“ geschehen, sondern mit den Mitteln des demokratischen 
Pluralismus. Dessen Basis sind aber die antagonistischen Interessen der ökonomischen 
Agenten des Kapitals. Die Reformen, die den demokratischen Marktsozialisten 
vorschweben, stehen dem Verwertungszweck des Kapitals entgegen und gelten deshalb 


selbst dem abgeklärten proletarischen Teil des Publikums als nicht „realisierbar“.'” 


Sein Ideal einer gerechten Verteilung privaten Reichtums schöpft der demokratische 
Marktsozialismus, wie schon Proudhon, letztlich aus den der kapitalistischen 
Warenproduktion entsprechenden Rechtsverhältnissen, indem er die rechtliche Gleichheit 
auf die ökonomische ausdehnen und zugleich die mit der Freiheit der Person und dem 
Privateigentum gegebene „individuelle Initiative“ — also die Konkurrenz — erhalten und als 
Motor des technischen Fortschritts nutzen will, 


„wodurch, nebenbei bemerkt, auch der für alle Spießbürger so tröstliche Beweis 
geliefert wird, daß die Form der Warenproduktion ebenso ewig ist wie die 
Gerechtigkeit. Dann umgekehrt will er die wirkliche Warenproduktion und das ihr 
entsprechende wirkliche Recht diesem Ideal gemäß ummodeln“ (MEW 23: 99, Fn. 38) 


durch basisdemokratische Beschlüsse. Wie Proudhon schmeichelt sich der demokratische 
Marktsozialismus, 


„die Kritik sowohl der politischen Ökonomie als des Kommunismus gegeben zu haben 
— er steht tief unter beiden. Unter den Ökonomen, weil er (...) sich erlassen zu können 
glaubt, in die rein ökonomischen Details einzugehen; unter den Sozialisten, weil er 


17 GG Art. 79: Ewigkeitscharakter der Grundrechte in Art. 1-19; Art. 20 Abs. 4: Aufruf zum Bürgerkrieg für 
den Fall, dass die FDGO in Gefahr ist; Art. 18: Verwirkung von Grundrechten politischer Dissidenten; 
Art. 81: Gesetzgebungsnotstand, Übergang der Legislative auf BK und BR; Art. 17a: Aufhebung von 
Grundrechten im Verteidigungsfall; Art. 53a: Gesetzgebung durch den Gemeinsamen Ausschuss im 
Verteidigungsfall; Art. 115a-1: Verteidigungsfall, Regelung der Kompetenzen der Staatsorgane und 
Einsatz des BGS im Innern. Ferner etliche Einzelgesetze, welche die Sicherung der staatlichen Hoheit 
über die gesellschaftliche Reproduktion für einzelne Wirtschaftszweige betreffen. 

18 Vgl. dazu die Bemerkungen von DILLMANN über den Maoismus. 

19 So z.B. das von Lohnarbeit unabhängige Grundeinkommen von bspw. 3000€, wie es REITTER vertritt. 
Finanziert aus Steuern und Abgaben des Kapitals an den Staat, beschränkt es dessen Profit und 
Akkumulationspotenz und vermehrt die kapitalistisch unproduktiven Ausgaben des Staates zu Lasten 
produktiver Investitionen. Würde es gegen den Widerstand der Bourgeoisie in einem Land durchgesetzt, 
schwächte es die Konkurrenzfähigkeit der Nation und bewirkte eine wirtschaftliche Depression, die 
vermutlich auch eine politische Reaktion nach sich zöge. Das mit den „Sachzwängen“ der globalen 
Konkurrenz vertraut gemachte Publikum will denn auch jetzt schon nichts davon hören und unterstützt 
stattdessen die „Austeritätspolitik“ Merkels, die an den europäischen Proletariern vollstreckt wird. 


11 


weder genügend Mut noch genügend Einsicht besitzt, sich, und wäre es nur spekulativ, 
über den Bourgeoishorizont zu erheben. Er will die Synthese sein, und er ist ein 
zusammengesetzter Irrtum. Er (...) ist nur der Kleinbürger, der beständig zwischen dem 
Kapital und der Arbeit, zwischen der politischen Ökonomie und dem Kommunismus 
hin- und hergeworfen wird.“ (MEW 4: 143f.) 


Auf Basis der staatlich erzwungenen Geltung des Privateigentums ist das einzige 
Machtmittel, das die Arbeiter haben, um dem Kapital Zugeständnisse abzupressen, der 
Massenstreik. Das Kapital besteht in nichts anderem als in der angeeigneten Mehrarbeit der 
Arbeiter, und wenn diese die Arbeit verweigern, wird weder Wert noch Mehrwert 
geschaffen, der Kapitalzweck also negiert. Solange die Arbeiter bzw. die Gewerkschaften 
sich spalten lassen in nationale, regionale, branchenmäßige, betriebliche Kollektive, in 
Einheimische und Ausländer, in Beschäftigte und Arbeitslose, spielt das Kapital sie 
gegeneinander aus, indem es den lokalen Belegschaften mit Entlassung oder Abwanderung 
droht und sie zu Lohneinbußen und Arbeitszeitverlängerung erpresst. Selbst um den 
reformistischen Klassenkampf adäquat zu führen, gibt es ein einziges Mittel: den 
Generalstreik. Stünde auch nur einen Tag lang die weltweite Arbeit still, bräche bei den 
ökonomisch und den politisch Herrschenden sofort Panik aus. Wären dann alle Arbeiter 
einig, sage: eine Verdreifachung der Löhne oder ihre weltweite Anhebung auf das Niveau 
Norwegens zu verlangen, es würde gelingen, weil es keine Streikbrecher gäbe, die das 
Kapital anstelle der Streikenden einstellen könnte, und weil keine Produktionsverlagerung 
in Billiglohnländer möglich wäre. Um die Produktionsweise als solche zu retten, verzichtet 
das Kapital allemal auf ein paar Prozentpunkte der Mehrwertrate. Ist eine solche 
Lohnerhöhung aufgrund der Einigkeit des Proletariats aussichtsreich, dann wäre es aber 
zugleich dumm, dabei stehen zu bleiben. Dann sollte man Schluss machen mit dem 
Lohnsystem, die Produktions- und Distributionsmittel sich aneignen und die Staatsmacht, 
die das bisherige System garantiert und verewigt, in jedem Land stürzen. Da die 
Herrschenden sich das nicht ohne weiteres bieten lassen, wäre dann die Gewaltfrage 
aufgeworfen — und zwar durch diejenigen, die Polizei und Armee gegen die Bevölkerung 
mobilisieren, um das System zu verteidigen.” 


Kommunismus 


Zweck des Kommunismus ist die Abschaffung von Kapital, Staat und Nation und die 
Herstellung eines klassenlosen „Vereins freier Menschen“ (MEW 23: 92), einer weltweiten 
Kommune, die ihren Stoffwechsel mit der Natur planmäßig regelt und die Produktion dem 
Zweck der Befriedigung der individuellen und kollektiven Bedürfnisse widmet. Schon der 
Kampf um die Aufhebung von Kapital und Staat setzt bei dessen Akteuren die Erkenntnis 
der Gesetze der kapitalistischen Produktionsweise, der Funktionsweise der politischen 
Herrschaft und der imperialistischen Konkurrenz der Nationen voraus, und nur auf dieser 


20 Machen wir uns nichts vor: Die Staatsmacht schreitet wesentlich früher mit ihrer Gewalt ein, nicht erst in 
der Stunde der Revolution. Sie überwacht beständig ihre radikalen Kritiker, verbietet hierzulande 
politische Streiks und verfügt über minutiöse Planungen für den Notstand. Wann der eintritt, entscheidet 
letztlich die Regierung. 1968ff. reichten ein paar Dutzend bewaffnete Anarchisten und ein paar Tausend 
linke Lehrer als Anreiz, um die Repressionsorgane eiligst auszubauen und die Volkserziehungsanstalten 
von „Radikalen“ zu säubern. Die unter dem Titel der „Vergangenheitsbewältigung“ nach 1990 
vollzogenen Säuberungen unter den ostdeutschen Beamten und Lehrern dienten demselben Zweck. 
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Grundlage lässt sich die notwendige Einigkeit über die gemeinsam in der Kommune zu 
verfolgenden Zwecke und die für deren Verwirklichung nötigen Mittel herstellen. Ist das 
Ziel die Kommune der Menschheit, dann ist die Weltrevolution erforderlich.” Vom 
heutigen Stand aus lässt sich zwar nicht die konkrete Gestalt der Kommune ausmalen — das 
wäre müßiger Utopismus — wohl aber lassen sich, ex negativo, die Prinzipien angeben, auf 
denen die gesellschaftliche Reproduktion beruhen muss. 


Soll die Produktion der Befriedigung der individuellen Bedürfnisse und der Herstellung 
gemeinschaftlicher Einrichtungen wie Verkehrsmittel, Schulen, Hospitäler usw. dienen, 
dann ist das Privateigentum und mit ihm jeglicher Warentausch aufzuheben. Es ist eine 
Produktion von Gebrauchswerten nach einem gemeinsamen Plan einzurichten, in den die 
Bedürfnisse als Zwecke und die gesellschaftliche Arbeitskraft sowie die gegenständlichen 
Produktionselemente als Mittel eingehen. Die Frage, was produziert werden soll, ist 
abstrakt einfach zu beantworten: zuerst das Nötige, den Hungernden Nahrung, den 
Frierenden Kleidung, Wohnung und Heizung und also die dafür notwendigen 
Produktionsmittel. Der erreichte Stand der Produktivkraft der Arbeit entscheidet dann 
darüber, wie viel Angenehmes über das Notwendige hinaus produziert werden kann. 


Die Kommune realisiert die Maxime „Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen 
Bedürfnissen“. (MEW 19: 21) Das Quantum Arbeit, das vom Einzelnen durchschnittlich 
geleistet werden muß, richtet sich nach dem Gesamtarbeitsbedarf der Gesellschaft und der 
Zahl der arbeitsfähigen Individuen. Die individuell geleistete Arbeit hört auf, 
Bestimmungsgrund des zu beanspruchenden Fonds an Lebensmitteln zu sein. Die 
produzierten Lebensmittel können bedarfsgerecht zugeteilt werden, da die Bedarfsmengen 
bereits bei der Planerstellung erfasst werden. 


Der Arbeitsprozess selbst, der im Kapitalismus dem Zweck maximaler Kapitalverwertung 
dient, muss so umgestaltet werden, dass er den Bedürfnissen der Arbeiter beim Arbeiten 
genügt. Das ist nicht damit zu verwechseln, dass die Arbeit in der Kommune selbst „erstes 
Lebensbedürfnis“ wird. Sie bleibt notwendiges Mittel für einen von ihr unterschiedenen 
Zweck, selbst wenn der Einzelne am produktiven Gebrauch seiner körperlichen und 
geistigen Kräfte Gefallen findet, und ihr Zweck unterscheidet die Arbeit vom Spiel. 
Arbeitszeit freizusetzen für Tätigkeiten der Muße wird nun zum gesellschaftlichen Zweck. 
(Vgl. MEW 25: 828) 


Die Integration der Teilarbeiten zur gesellschaftlichen Gesamtarbeit erfolgt im 
Kapitalismus als blindes Resultat der Konkurrenz von Privatproduzenten um lohnende 
Anlagesphären für ihr Kapital und um zahlungskräftige Nachfrage für ihre Waren. Die 
Konkurrenz bedingt Überproduktion, Betriebspleiten und Massenarbeitslosigkeit sowie 
den Ausschluss derer, die nicht über die nötige Zahlungskraft verfügen, von den 
notwendigen Reproduktionsmitteln, bewirkt also alles andere als eine sinnvolle Verteilung 
der gesellschaftlichen Gesamtarbeit.”” Die Kommune kann dagegen als selbstbewusstes 


21 Bleibt auch nur ein nennenswerter Teil des Erdballs kapitalistisch, dann folgt daraus notwendig ein 
Kampf der Systeme, und das hat Folgen für die Bedingungen des Aufbaus der Kommune. Darauf ist im 
Schlussabschnitt zurückzukommen. 

22 Etliche Referenten der Tagung haben explizit dem Markt die Funktion zugesprochen, die 
gesellschaftliche Arbeit, sei es in geronnener Form als Produkt, sei es in flüssiger Form als lebendiges 
Agens der Produktion, bedarfsgerecht zuzuteilen, und sie haben zugleich behauptet, der kapitalistische 
Markt erbringe diese Leistung viel effizienter als die realsozialistische Planung dies bewerkstelligt habe, 
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Kollektiv agieren und Arbeitsteilung und Produktion rational organisieren. Die Ermittlung 
der Bedürfnisse, die Integration der Teilarbeiten zur Gesamtarbeit und die Verteilung der 
Produkte erfordern eine zentrale gesellschaftliche Buchführung. Der Kommunismus setzt 
bei den Einzelnen die Einsicht in die Abhängigkeit ihrer individuellen Bedürfnisse vom 
Gelingen der Gesamtproduktion voraus und unterstellt ihre aktive Teilnahme am 
Gesamtplan: Sie müssen als Konsumenten ihre Bedürfnisse anmelden, als Produzenten ihre 
Teilarbeit für die Gemeinschaft verrichten, als Mitglieder des Gemeinwesens zu 
bestimmten Perioden als Verwalter desselben agieren und die für diese Aufgaben nötige 
Sachkenntnis erwerben. Die nötige Einsicht und Kenntnis zu vermitteln, wird Aufgabe der 
kommunistischen Bildung und Erziehung sein.” 


Die Planungsarbeit bindet einen Teil der Gesamtarbeit, der nicht im Produktionsprozess 
verausgabt werden kann. Andererseits werden etliche Arbeiten, die im Kapitalismus 
notwendig sind, obsolet, namentlich die „reinen Zirkulationskosten“ (MEW 24: 131ff.), 
also alle lebendigen und vergegenständlichten Arbeiten, die für die Übertragung von 


weshalb dann auch eine künftige sozialistische Gesellschaft nicht ohne dieses „Instrument“ auskommen 
werde. Wenn KRÜGER und HARBACH in ihren Vorträgen von der „Allokationsfunktion“ und dem 
„autoregulativen“ Charakter des Marktes sprechen, und wenn ROESLER in seiner realsozialistischen 
Typenlehre verschiedene „Lenkungstypen des Wirtschaftens“ vergleicht, dann affırmieren sie ein 
ideologisches Dogma der bürgerlichen Ökonomie. Seit ADAM SMITH's Redeweise von der invisible hand, 
die nicht zufällig an die göttliche Vorsehung gemahnt, hat die VWL dem Markt Funktionen angedichtet, 
die er nicht hat. Die moderne VWL behauptet, der Zweck allen Wirtschaftens sei die Behebung von 
„Knappheit“, und die Funktion der Preisbildung sei es, die dafür nötige „Allokation“ der Waren zu 
realisieren. Um dies Ideologem zu untermauern, entwirft sie Gleichgewichtsmodelle, in denen die 
Deckung von Angebot und Nachfrage als Zielvorgabe des Wirtschaftens erscheint. Immer wenn bei 
einem bestimmten Preisniveau „Markträumung“ eintritt und das Kapital dabei zugleich auf seinen 
durchschnittlichen Profit kommt, erscheinen dieser Preis und das gegebene Verhältnis von 
Kapitalvorschuss und Beschäftigung, das ihm zugrundeliegt, als „natürliche“. 

Dagegen ist erstens einzuwenden: Die VWL kennt nur zahlungsfähige Nachfrage; Bedürfnisse, die nicht 
mit Zahlungskraft ausgestattet sind, gehen in ihre Rechnungen nicht ein. Insofern wird immer entweder 
„bedarfsgerecht“ oder überproduziert. Zweitens unterstellt die VWL mit der „Markträumung‘“ einen 
Zweck „des Wirtschaftens“, den die Agenten der kapitalistischen Ökonomie nicht haben. Sie wollen nicht 
„markträumende‘“ sondern möglichst hohe Preise erzielen. Kapitale halten Ware trotz gegebener 
Nachfrage auch gern zurück und spekulieren auf steigende Preise und steigende Profite; sie steigern 
andererseits ihren Absatz rücksichtslos gegen die Schranken des Marktes, indem sie zu Kampfpreisen 
verkaufen, mittels derer sie ihre Konkurrenten vom Markt räumen und deren bereits realisierte Arbeit zur 
überflüssigen stempeln. Kapitalisten und Arbeiter ringen auch nicht gemeinsam darum, ein 
„markträumendes“ Preisniveau der Ware Arbeitskraft und damit Vollbeschäftigung zu erreichen, sondern 
gegeneinander. Kapitalisten schaffen durch Rationalisierungen ein Überangebot an Arbeitskraft und 
senken damit die Löhne der Beschäftigten, beides rücksichtslos gegen den Bedarf der Arbeiter an 
Reproduktionsmitteln. 

Preise und Löhne sind Resultat der Konkurrenz und des Klassenkampfes, von Antagonismen. Der Markt 
besitzt die ihm von der VWL zugesprochene Steuerungsfunktion nicht, denn er ist keine von einem mit 
einem sensus communis ausgestatteten Subjekt geplante Einrichtung, sondern ein blindes Geschehen, 
gesellschaftliches Naturverhältnis. Es gibt zwar immer wieder irgendein Resultat, das die 
gesellschaftliche Reproduktion ermöglicht — und zwar mit erheblichen Friktionen: 40-50 Millionen 
Menschen verhungern jährlich, noch mehr sterben mangels Medizin an Krankheiten und Seuchen —, aber 
dies Resultat ist von keinem absichtsvoll herbeigesteuert, sondern Erscheinung zweiter Natur. 

23 Demokratische Marktsozialisten identifizieren das Mittel der Planung der gesellschaftlichen Produktion — 
abgespalten von dem Zweck, dem es dienen soll, der Befriedigung der individuellen wie kollektiven 
Bedürfnisse —, mit stalinistischen Methoden seiner Erzwingung. Wenn man die nicht will, hat man 
implizit bereits selbst umrissen, was nötig wäre: die Beteiligung möglichst vieler Menschen an den 
Planungsaufgaben. Marktsozialisten negieren die Möglichkeit eines vernünftigen Gebrauchswertplans, 
wollen aber die kapitalistische Konkurrenz basisdemokratisch steuern...! 
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Eigentumstiteln zwischen den Privateigentümern notwendig sind: das Verkaufen, Kaufen 
und Kassieren, die kommerzielle Buchhaltung, die Tätigkeiten von Rechtsanwälten, 
Banken, Versicherungen, Unternehmensberatern, Steuerberatern usw.; ferner sämtliche 
bisherigen Staatsfunktionen, von denen nur das technische Skelett der Organisation der 
gesellschaftlichen Infrastruktur übrigbleibt. 


Die Steigerung der Produktivkraft der Arbeit wird von der kapitalistischen 
Produktionsweise als Mittel beschleunigter Akkumulation und Waffe in der Konkurrenz 
der Einzelkapitale erzwungen. Sie macht gesetzmäßig Arbeiter überflüssig, statt Arbeit 
überflüssig zu machen, und steigert für die verbleibenden Beschäftigten die Intensität der 
Arbeit. Befreit vom kapitalistischen Zwang zur Ausdehnung der Mehrarbeit, ist die 
Kommune prinzipiell frei zu entscheiden, ob sie sich einfach oder erweitert reproduzieren, 
ob sie mehr freie Zeit oder mehr Produkte schaffen will.” Welcher Variante man den 
Vorzug gibt, ist prinzipiell nicht zu entscheiden, darüber muss gesellschaftlich gestritten 
werden. Im Unterschied zum Kapitalismus, der die Produktion von Produktivität als Mittel 
der Kapitalakkumulation erzwingt, kann in der Kommune über diese Frage gestritten 
werden, ohne dass die Willkür der Individuen einem ihr äußerlichen Bestimmungsgrund 
unterworfen wäre. Die Funktionsfähigkeit des Plans unterstellt aber, dass man sich 
periodisch auf eine bestimmte Variante einigt. Das aktuell negierte Bedürfnis muss dann zu 
anderer Zeit wieder den Vorrang erhalten. Die materiellen Voraussetzungen dafür, die 
Alternative „mehr freie Zeit vs. mehr materieller Reichtum“ nach Belieben zu 
entscheiden”, sind die Abschaffung des Mangels und die Befreiung aus der 
Systemkonkurrenz mit dem kapitalistischen Ausland.” Sind alle hinreichend materiell 
versorgt und genügend freie Zeit für Muße geschaffen, dann mag sich die Kommune mit 
dem erreichten Reproduktionsniveau zufrieden geben, die wissenschaftliche Erforschung 
neuer Produktionsmittel sich sparen und dafür umso länger, wie Adorno es bildhaft 
ausdrückt, „auf dem Wasser liegen“. (Adorno 1994”: 206-208) 


Übergangsgesellschaft 


Die erfolgreiche Weltrevolution ist systematische Bedingung der Kommune. 


24 Egal ob die Reproduktion quantitativ oder qualitativ erweitert wird, es wird jedes Mal disponible Zeit als 
Arbeitszeit gebunden. Soll künftig mehr konsumiert werden können, dann muß aktuell mehr produziert 
werden. Soll die Produktivkraft der Arbeit gesteigert und die Arbeitszeit verkürzt werden, dann muß dafür 
mehr Forschungs- und Entwicklungsarbeit geleistet werden. Diese ist aber an sich unproduktiv und 
beschränkt den Umfang der aktuellen Produktion. Es treten also zwei verschiedene Bedürfnisse 
notwendig in Gegensatz zueinander: das Bedürfnis nach freier Zeit und das Bedürfnis nach mehr 
und/oder neuen Produktions- oder Konsumtionsmitteln. 

25 Die Realsozialisten haben seit STALINS Ägide die vernünftige Vorstellung von der Unterwerfung der 
gesellschaftlichen Produktion unter den bewussten Willen des Kollektivs verworfen und die Chimäre des 
„sozialistischen Wertgesetzes“ propagiert, dessen Eigengesetzlichkeit es zu erforschen gelte. Dies war der 
ideologische Ausdruck des notwendigen Bemühens der Planer, die gesellschaftlichen Teilarbeiten und 
-produkte zur Gesamtproduktion zu integrieren. Der sachlich notwendigen Aufgabe wurde der Schein 
einer der Geschichte unabhängig vom Willen der Sozialisten immanenten Dynamik angeschafft, die an 
die Hegelsche /dee gemahnt. Exemplarisch dafür ist die im Namen STALINS veröffentlichte Lehrschrift 
„Ökonomische Probleme des Sozialismus in der UdSSR“, insbesondere „1. Die Frage des Charakters der 
ökonomischen Gesetze im Sozialismus“. (Stalin 1952/1979: 195ff.) 

26 Bis diese beiden Voraussetzungen erreicht sind, befindet man sich noch in der Übergangsgesellschaft, und 
für die gelten bestimmte Imperative, die dem Zweck der Kommune widerstreiten. Siehe dazu den 
folgenden Abschnitt. 
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Vorausgesetzt, die große Mehrheit der Weltbevölkerung hätte den Willen gefasst, den 
Kapitalismus abzuschaffen, dann ließe die Revolution sich weitgehend gewaltlos 
durchführen, beginnend mit einem weltweiten Generalstreik. Dann stießen die 
Verwandlung der Produktionsmittel in Gemeinbesitz, die Abschaffung der 
Warenproduktion und die Einrichtung einer geplanten Gebrauchswertproduktion nur auf 
organisatorische und technische Schranken, die desto schneller überwunden wären, je 
höher der Bildungs- und Organisationsgrad der Revolutionäre wäre. Alle Schwierigkeiten 
der Aufhebung der kapitalistischen Warenproduktion, alle Kompromisse, die während der 
Transformationsperiode gemacht werden müssen, rühren daher, dass die Revolution von zu 
wenigen getragen wird, auf zu viele und zu machtvolle Gegner trifft. Eine andere Schranke 
gibt es nicht. Die wesentlichen Bedingungen der erfolgreichen Revolution sind daher die 
gegenseitige Aufklärung über den herrschaftlichen Charakter der kapitalistischen 
Produktionsweise und die weltweite Organisation der kommunistischen Bewegung. 


Gelingt die Weltrevolution und wird der Widerstand der alten Mächte rasch gebrochen, 
dann besteht die rein technische Aufgabe, einen funktionierenden Gesamtplan der 
stofflichen gesellschaftlichen Reproduktion zu erstellen, der die mit der Revolution 
zwangsläufig eintretenden akuten WVersorgungsnöte behebt und eine erweiterte 
Reproduktion ermöglicht, mit der langfristig jeglicher Mangel abgeschafft, neue 
gegenständliche Bedürfnisse befriedigt und die Arbeitszeit reduziert werden können. 


Die stoffliche Reproduktion ist so zu planen, dass alle notwendigen Teilarbeiten ineinander 
greifen, so dass die einzelnen Arbeitszweige sich wechselseitig mit den für ihre Produktion 
notwendigen Rohmaterialien und Arbeitsmitteln versorgen. In jede Einzelproduktion gehen 
sehr viele Resultate anderer Einzelproduktionen ein, und wenn es nur an einem einzigen 
Material an einer Stelle fehlt, kann die geplante Produktmenge nicht realisiert werden, so 
dass dann andere, von dieser ersten abhängige Produktionen ebenfalls nur auf 
geschrumpftem Maßstab realisiert werden können. Andererseits wird bereits unter der 
Despotie des Kapitals in jeder einzelnen Fabrik genau darüber Buch geführt, wieviel 
Material und Arbeitsmittel beschafft werden müssen, um das Produktionsziel zu erreichen. 
Es muss also eine zentrale gesellschaftliche Buchführung eingerichtet werden, um die 
vorhandenen stofflichen Rechnungen der Einzelbetriebe zusammenzuführen.”” Auf ihrer 
Basis sind Planvorgaben für die Produktion zu erstellen, die eine genügende Toleranz für 
Produktionsausfälle in einzelnen Zweigen oder Betrieben der gesellschaftlichen Produktion 
enthalten müssen, damit mindestens die einfache Reproduktion der Gesellschaft gelingt. 
Soll erweiterte Reproduktion erfolgen, und ist diese nicht durch bloße Extensivierung der 
Arbeit zu verwirklichen”, sondern nur durch Schöpfung neuartiger Arbeitsmittel, dann ist 


27 Wer das ablehnt, weil er es für „zu bürokratisch“ hält, der soll ehrlich sein und zugeben, dass er die 
Anarchie des Marktes, die Konkurrenz um Reichtum und den Ausschluss großer Bevölkerungsteile von 
diesem Reichtum dem Vorhaben, die Versorgung Aller zu gewährleisten, vorzieht! Den Kapitalismus 
abschaffen und dennoch keinen Gesamtplan erstellen, sondern „dezentrale Selbstversorgungsproduktion“ 
einzurichten, liefe andererseits darauf hinaus, den gesamten Produktivkraftfortschritt seit der 
Jungsteinzeit rückgängig zu machen. Das dürfte dann alles andere als idyllisch sein: Mangel an 
Maschinen und Medizin, ein Übermaß an Arbeitszeit, um dem Boden das Lebensnotwendige zu entreißen 
und in kleiner Hausindustrie zu verarbeiten, bescheidenster überregionaler Verkehr zwischen den 
Menschen... 

28 Die Bolschewiki veranschlagten für die Elektrifizierung Russlands ursprünglich 10 Jahre. Die „Staatliche 
Kommission für die Elektrifizierung Russlands“ (GOELRO) legte ihren Plan im Dezember 1920 dem 
VIII. Sowjetkongress vor. Er sah den vermehrten Einsatz bereits entwickelter Technik, nämlich den Bau 
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im vorhinein nicht zu antizipieren, ob deren Entwicklung überhaupt gelingt, wieviel 
Arbeits- und Materialaufwand sie erheischt, in welchem Grad sie Arbeitskraft virtuell 
ersetzt und wieviel Arbeit sie erfordert, um mit ihrer Hilfe zusätzliches Produkt zu 
schaffen. In diesem Sinne ist technischer Fortschritt nicht planbar. Gleichwohl lässt sich 
umgekehrt angeben, wieviel Ressourcen und gesellschaftliche Mehrarbeit für 
wissenschaftliche Forschung und technologische Entwicklung abgezweigt werden können, 
um neue technische Mittel zu erarbeiten, die, wenn sie geschaffen werden konnten, dann in 
Serie reproduziert werden und massenhaft zum Einsatz kommen können. 


Der Aufbau der Kommune unterstellt eine ursprüngliche sozialistische Akkumulation, mit 
der die gesellschaftliche Produktivkraft der Arbeit entwickelt wird. Neben der Entwicklung 
der technischen Mittel unterstellt dies eine gewisse Arbeitsdisziplin. Zwar soll kein 
Arbeitszwang mehr herrschen”, aber das Ineinandergreifen der Teilarbeiten zur 
Gesamtarbeit und deren Kontinuität erfordern es, dass jeder an seinem ihm zugewiesenen 
Platz sein Pensum ableistet, wenn nicht Krankheit ihn davon abhält. Was zu tun ist, wenn 
der Einzelne sich nicht vom zwanglosen Zwang des Arguments sondern von seiner 
Neigung zum Faulenzen leiten lässt, bleibt dahingestellt." 


Nehmen wir statt der idealen Voraussetzung der weltweit erfolgreichen Revolution an, sie 
sei nur in einem kleineren Teil der Erde gegen großen Widerstand durchführbar, dann 
nimmt sie den Charakter eines Putsches an, zieht einen Bürgerkrieg im Innern und die 
kriegerische Intervention des kapitalistischen Auslands nach sich. Ob man die Revolution 
unter dieser Bedingung will oder doch lieber mit der agitatorischen Arbeit fortfährt, um 
bessere Bedingungen zu schaffen, sollte man klären.”' Unter der genannten Voraussetzung 


von 20 Wärme- und 10 Wasserkraftwerken sowie von Stromleitungen in jedes Dorf vor, um die 
Voraussetzungen für die Industrialisierung der Landwirtschaft, nicht diese selbst, zu schaffen. (Vgl. Lenin 
1920/1977: 132£.) Die Kraftwerke wurden gebaut, aber die Elektrifizierung sämtlicher Dörfer wurde nicht 
erreicht. Auch wenn heute in den kapitalistischen Zentren diese technische Bedingung verwirklicht ist, so 
fehlt sie noch in großen Teilen der Welt. 

29 Im Kapitalismus ist der Zwang zur Arbeit unter dem Kommando des Kapitals verhüllt durch die fictio 
juris des Arbeitsvertrags, der dem Schein nach die freie Übereinkunft zweier freier Willen ist. Die 
Arbeiter sind aber nicht frei, nach Belieben zu arbeiten oder nicht zu arbeiten. Der „stumme Zwang“ 
(MEW 23: 765) des Klassenverhältnisses, das Monopol des Kapitals auf die Produktionsmittel, bzw. die 
„Zwickmühle des Prozesses“ der Akkumulation (MEW 23: 603) nötigt sie dazu, sich dem Kapital zu 
verkaufen (MEW 23: 599; 609f.), und der Gang der Akkumulation selbst sorgt dafür, dass die Nachfrage 
nach Arbeit nicht mit dem Wachstum des Kapitals Schritt hält, die Abhängigkeit des Arbeiters von der 
selbst stets wachsenden Kapitalmacht wächst. (MEW 23: 669) 

30 Das verweist auf einen kritisch gegen Kant gewendeten Begriff der Pflicht: Kants (1788/1983) 

formalistische Moralphilosophie scheitert an dem Mangel gesellschaftstheoretischer Reflexion, setzt die 

Individuen als abstrakte Monaden äußerlich gegeneinander, ebenso Pflicht und Neigung als sich 

wechselseitig negierende. An der Idee eines konfliktfreien Zusammenstimmens der Maximen 

individueller Willenssubjekte ist festzuhalten, wenn es als widerspruchsfreies gesellschaftliches Ganzes 
der Willensbestimmung gedacht wird. Die Wahrheit dieser Idee wäre der ökonomische Gesamtplan, dem 
jeder Einzelne aus Einsicht in die Notwendigkeit einer gelingenden gesellschaftlichen Reproduktion 
zustimmen kann, weil und insofern er zugleich weiß, dass seine Bedürfnisse als den Plan mitbestimmende 
darin aufgehoben sind. Dann fielen Pflicht (als Nötigung, für das Kollektiv zu arbeiten) und Neigung (als 

Befriedigung der eigenen Bedürfnisse durch die Produkte des Kollektivs) glücklich zusammen. Vom 

idealen Resultat her ist das schlüssig konstruiert. Mehr als diese Reflexion kann Moralphilosophie nicht 

leisten. Ein allgemein praktikables Rezept, wie sich Einzelne mit widerstreitenden Bedürfnissen ohne 

Läsionen auf einen bestimmten Gesamtplan einigen können sollen, lässt sich daraus nicht ableiten. 

Es ist das alte Dilemma: Die Gelegenheit nutzen, wie es die Bolschewiki taten, und hoffen, die 

Revolution in anderen Ländern damit anzustoßen und von ihnen Unterstützung zu bekommen; oder erst 

gründlich aufklären und agitieren und mit praktischen Schritten solange warten, bis die Revolution global 
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erzeugen der revolutionäre Generalstreik, die Sozialisierung von Produktion und 
Distribution und das Chaos des Bürgerkriegs notwendig fürs erste massive 
Versorgungsprobleme. Die notleidenden Individuen werden dazu neigen, selbst Abhilfe für 
ihre Versorgungslücken zu schaffen, also plündern, rauben und stehlen und das gestohlene 
Gut entweder selbst verbrauchen oder durch Schwarzhandel für Lebensmittel eintauschen. 
Zur Führung des Bürgerkriegs, zur Wiederherstellung der Versorgung und der 
Arbeitsdisziplin in den bereits vergesellschafteten Betrieben, zur Unterbindung von 
Plünderungen und Schwarzhandel und zur weiteren Sozialisierung der verbliebenen 
Privatproduktion und -distribution ist die Organisation eines revolutionären 


Gewaltapparates notwendig, die von MARX sogenannte „Diktatur des Proletariats“.? 


Die Intervention des Auslands entspringt mit Notwendigkeit aus dem Prinzip der 
Kapitalakkumulation und bleibt nur dann aus, wenn Konflikte zwischen den 
imperialistischen Staaten und die Kriegsunlust ihrer Bevölkerungen die Regierungen dieser 
Staaten daran hindern, gegen die Revolutionäre loszuschlagen. Das Kapital drängt dazu, 
jede Schranke seines Wachstums zu überwinden. Wird ihm ein Teil des Globus als Markt 
und Anlagesphäre, als Arsenal von Arbeitskräften und Bodenschätzen entzogen, dann 
haben nicht nur die unmittelbar enteigneten Kapitalbesitzer, sondern alle auf dem 
Weltmarkt agierenden Kapitale und Nationen das Interesse, das ausgeschiedene 
Territorium dem Zugriff des Kapitals wieder zu unterwerfen. Davon war das revolutionäre 
Russland bzw. die Sowjetunion die ganze siebzigjährige Dauer ihres Bestehens hindurch 
bedroht. Sie musste zweimal einen heißen Krieg gegen kapitalistische Mächte auf ihrem 
Territorium und in den Zeiten dazwischen einen kalten Krieg führen, war also gezwungen 
sich militärisch zu rüsten. 


Die militärische Konkurrenz mit dem kapitalistischen Ausland zwingt der revolutionären 
Gesellschaft ökonomische Imperative auf, die in Widerspruch zu ihren Zielen stehen. Zu 
den Aufgaben, die Vergesellschaftung der Arbeit voranzutreiben und die Produktivkraft 
der Arbeit zu steigern, um die zerstörte gesellschaftliche Reproduktion wiederherzustellen 
und zu erweitern, treten nun die militärische Rüstung und der Aufbau einer Roten Armee 
hinzu. War es ursprünglich das Ziel der Revolution, eine Ökonomie einzurichten, die der 


„mehrheitsfähig‘ geworden ist, was tendenziell bis zum St. Nimmerlein dauern kann. 

32 Der Jurist FısanHn hat sich höhnisch gegen sie ausgesprochen, obwohl er wissen sollte, dass der Dreh- und 
Angelpunkt der ganzen Debatte das Recht des Privateigentums ist. Das Recht ist notwendig mit der 
Befugnis zu zwingen verbunden (Kant 1798/1983: 339, AB35), seine Geltung wie seine Abschaffung 
beruhen auf Gewalt. Das geltende Recht ist Gewalt gegen das Proletariat. Wenn einzelne Proleten ihren 
Ausschluss von fremdem Reichtum einmal eigenmächtig beheben und sich nehmen, was sie brauchen, 
werden sie der Strafjustiz zugeführt und weggesperrt. Wenn sie es organisiert täten, würden sie als 
„Terroristen“ der politischen Justiz überantwortet oder militärisch bekämpft. Die kapitalistische 
Produktion kann nicht anders aufgehoben werden als durch Abschaffung des Privateigentums, und das 
geschieht nicht durch bloße Streichung von Art.14 GG im Bundesgesetzblatt, sondern gegen den 
Widerstand der Privateigentümer. Die Umwälzung der Produktionsverhältnisse ist gegen die Interessen 
der Bourgeoisie gerichtet. Die Revolution hat diese zu unterdrücken und die materiellen Bedingungen 
ganz neuartiger Interessen der bisher ausgebeuteten Klasse zu schaffen. — Marx hat den Terminus 
übrigens der Römischen Republik entlehnt, in der die „Diktatur“ die zeitweilige Machtvollkommenheit 
eines Heerführers bezeichnete, der angesichts der Bedrohung des Gemeinwesens durch äußere Feinde als 
Stellvertreter der legitimen Körperschaften handelte, bis diese mit dem Sieg über die Feinde wieder in 
ihre Amtsgeschäfte eingesetzt wurden. Die Herrschaft des Proletariats über Bourgeoisie, 
Grundeigentümer und Kleinbauern zielt auf die Beseitigung jeglicher Klassenherrschaft, die Einrichtung 
der klassenlosen Gesellschaft. In ihr sollen dann auch ehemalige Ausbeuter als Gleiche unter Gleichen 
wieder mitreden können. 
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Befriedigung der Bedürfnisse dient und eine Verkürzung der Arbeitszeit ermöglicht, so 
erwächst ihr aus der Feindschaft des Auslands die Notwendigkeit, allgemein die 
Produktivkraft der Arbeit zu steigern und ein militärisch verwendbares Mehrprodukt zu 
erzeugen. Es müssen jetzt Wissenschaft und technologische Forschung stattfinden, eine 
Rüstungsindustrie betrieben und versorgt werden, und dies sowie die Armee selbst binden 
einen großen Teil der gesellschaftlichen Arbeitskraft. 


Liegt das Produktivitätsniveau infolge der Zerstörungen durch Revolution und Bürgerkrieg 
hinter dem der imperialistischen Nationen zurück, dann muss man es auf Teufel komm 
'raus entwickeln und gegebenenfalls moderne Technik auf dem Weltmarkt beschaffen.” 
Die Teilnahme am Weltmarkt ist notwendig mit der Unterwerfung unter dessen Gesetze 
verbunden, zwingt also der eigenen Ökonomie die kapitalistischen Kriterien der 
Rentabilität der Arbeit auf. Sofern das Ausland das technische Gerät überhaupt verkauft 
und kein Embargo verhängt, setzt der Kauf die Verfügung über Weltgeld voraus, also Gold 
oder einen Devisenschatz. Um Devisen für Importe zu erwerben, muss zuvor ein Teil der 
eigenen Produktion exportiert werden. Um die Exportwaren ans feindliche Ausland 
verkaufen zu können, müssen die Weltmarktpreise der Exportgüter unterboten werden. Es 
muss also nicht nur überhaupt ein exportfähiges Mehrprodukt erzeugt, sondern dies 
Mehrprodukt muss zu einem Tauschverhältnis angeboten werden, das angesichts des 
geringen Produktivitätsniveaus im eigenen Land den Charakter der Selbstausbeutung 
annimmt: Es muss mehr eigene Nationalarbeit in Gestalt von Exportgütern 
vergegenständlicht werden, als man an fremder Nationalarbeit in Gestalt von Importen 
erhält. Der Grad der Mehrarbeit in der sozialistischen Gesellschaft muss daher größer sein 
als der in den weltmarktbeherrschenden kapitalistischen Ländern. Auf Basis geringer 
Produktivität der Arbeit ist das nur durch massive Einschränkung des Konsums der 
Arbeiter und übermäßige Ex- und Intensität der Arbeit zu realisieren. 


Historisch hat nur der Westen dauerhaft vom Weltmarktgeschäft mit dem Comecon 
profitiert, indem er billige Rohstoffe und Fertigprodukte kaufen und technisch veraltetes 
Gerät, das sich für den rentablen Einsatz in der heimischen Industrie ohnehin nicht mehr 
eignete, verkaufen konnte. Da dem Osten trotz der für den Export mobilisierten Mehrarbeit 
langfristig die Weltgeldmittel für Importe ausgingen, verdiente der Westen zudem an den 
Dollar- und D-Mark-Krediten, mit denen der Ostblock seine Einkäufe auf dem Weltmarkt 
bezahlte, und der Osten geriet in dieselbe „Schuldenfalle“, in die sich kapitalistische 
„Entwicklungsländer“ verstricken. Statt dabei zu helfen, gegenüber dem Westen 
aufzuholen, hat der Welthandel dem Osten nichts als Abhängigkeiten und eine 


33 Ich habe oben hinreichend begründet, dass die sozialistische Produktion auf reine 
Gebrauchswertproduktion abzielen muss. Wie schnell das im Innern realisiert werden kann, hängt vom 
Grad der schon in kapitalistischen Verhältnissen entwickelten und durch die Revolution hindurch aufrecht 
erhaltenen technischen Integration der Teilarbeiten sowie von der aktiven Beteiligung der Bevölkerung an 
der Sozialisierung ab. Für die SU hat sich das agitatorische Mittel, den Bauern zunächst Parzellen zur 
privaten Nutzung zu überlassen, um sie für die Revolution zu gewinnen, um dann hernach die 
Vergesellschaftung der Landwirtschaft gegen ihren Widerstand betreiben zu müssen, als schwere 
Hypothek erwiesen. Heute könnte in den Zentren des Kapitalismus eine rasche Sozialisierung auf Basis 
großer Agrarindustrie greifen. Im Trikont muss man sich etwas einfallen lassen. — Für die folgenden 
Überlegungen, das Verhältnis zum kapitalistischen Ausland betreffend, kann reine 
Gebrauchswertproduktion für das Innere der Gesellschaft unterstellt werden. Um Handel mit dem 
Ausland zu treiben, muss allerdings Mehrprodukt erzeugt werden, das getrennt von der inneren 
Reproduktion für den Export bestimmt ist. 
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Unterwerfung unter die Konkurrenzgesetze des kapitalistischen Weltmarkts beschert, die 
die eigene Bevölkerung in Gestalt forcierter Mehrarbeit auszubaden hatte.” 


Sofern der Erwerb bestimmter Produkte unerlässlich ist für die Entwicklung der eigenen 
Industrie und nicht an einem Embargo scheitert, mag man sich auf den Welthandel 
einlassen, im vollen Bewusstsein, daß man sich damit viel Mehrarbeit und enge Schranken 
des Konsums aufhalst. Die Abhängigkeit von Importen muss dann schnell überwunden und 
die Industrie autark gemacht werden. Erst wenn die Produktivität die des Auslands 
überflügelt hat, lohnt sich das Export-/Importgeschäft mit dem Ausland auch quantitativ, 
indem man weniger eigene Nationalarbeit aufwendet als man an fremder Nationalarbeit im 
Austausch erhält. Das kapitalistische Ausland bzgl. der Produktivität zu überholen, 
unterstellt entweder einen rasanteren Fortschritt von Wissenschaft und Technologie oder 
ein größeres Maß an Mehrarbeit. Im Kapitalismus schuften die Menschen „freiwillig“ aus 
Furcht vor der Kündigung und ihrer Konsequenz, dem Ausschluss von Lebensmitteln; der 
Sozialismus muss, wenn er sich nicht selbst verraten und Zwang ausüben will, auf einigen 
Heroismus setzen, wenn er die kapitalistische Mehrarbeit überbieten will. Wenn aber die 
Periode der Opferbereitschaft zu lange dauert, ohne dass sie Erfolge zeitigt, verliert sie für 
die Helden der Arbeit irgendwann ihren Sinn. Solange das kapitalistische Ausland 
ökonomisch und militärisch stärker ist als die eigene sozialistische Gesellschaft, ist das 
beste Mittel, den „Sozialismus in einem Land“ zu retten, allemal die Agitation der Arbeiter 
in den kapitalistischen Ländern, um diese zum Anschluss an das revolutionäre Projekt zu 
bewegen. Solange die Weltrevolution nicht stattgefunden hat, bleibt die Existenz jeder 
sozialistischen Enklave durch den Imperialismus des Kapitals bedroht. Eine Revolution, 
die nicht als Weltrevolution stattfindet und nicht mit dem Warentausch in jeglicher Form 
Schluss macht, hat wenig Aussicht auf Erfolg und handelt sich Zwänge ein, die dem Zweck 
der Revolution zuwiderlaufen. 


Dixi et salvari animam meam.” 


34 PREOBRASHENSKI (1926°/1971) war sich der Zwänge, in die sich die SU durch den Außenhandel 
verstrickte, bewusst, hielt es aber für alternativlos, die für den sozialistischen Aufbau notwendige 
„ursprüngliche sozialistische Akkumulation“ durch Einkauf moderner Technik zu bewerkstelligen und 
diesen durch Verkauf eines eigens dafür zu schaffenden Mehrproduktes — vor allem von Weizen, der dann 
der eigenen Bevölkerung nicht zur Verfügung stand — zu finanzieren. Er mahnte aber, diesen Zustand so 
bald wie möglich zu überwinden und basierend auf dem künftigen Produktivkraftvorsprung gegenüber 
dem Westen eine reine Gebrauchswertproduktion zu verwirklichen. Er fiel 1937 den Säuberungen zum 
Opfer. 

35 Schlusswort, Kritik des Gothaer Programms: Ich habe gesprochen und meine Seele gerettet. (MEW 4: 32) 


20 


Literatur 


Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 


Art. 1 G v. 11.7.2012 I 1478, www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/gg/gesamt.pdf 


Werke von Karl Marx, zitiert aus Marx-Engels-Werke (MEW), Berlin (Ost) 1962ff.: 


Marx, Karl: Das Elend der Philosophie. Antwort auf Proudhons 'Philosophie des Elends', 
in: MEW 4, S. 63-124. 


Marx, Karl: Das Kapital, Kritik der politischen Ökonomie, Bd. 1, MEW 23. 
Marx, Karl: Das Kapital, Kritik der politischen Ökonomie, Bd. 2, MEW 24. 
Marx, Karl: Das Kapital, Kritik der politischen Ökonomie, Bd. 3, MEW 25. 


Marx, Karl: Randglossen zum Programm der deutschen Arbeiterpartei (Kritik des Gothaer 
Programms), in: MEW 19, S. 15-32. 

Adorno, Theodor W. (1994): Sur l'eau (Aph. 100), in: Ders., Minima Moralia, 
Frankfurt/Main, S. 206-208. 


Kant, Immanuel (1788/1983): Kritik der praktischen Vernunft, in: Ders., Werke in sechs 
Bänden, hrsg. v. W. Weischedel, Bd. IV, Darmstadt, S. 105-302. 


Kant, Immanuel (1798/1983): Metaphysische Anfangsgründe der Rechtslehre (Metaphysik 
der Sitten), zweite Auflage (B), in: Ders., Werke in sechs Bänden, hrsg. v. W. Weischedel, 
Bd. IV, Darmstadt, S. 305-499. 


Lenin, Wladimir Iljitsch (1920/1977: 132f.): Über den einheitlichen Wirtschaftsplan, 21. 
Februar 1921, in: Werke Bd. 32, Berlin (Ost), S. 132-141. 


Lenin, Wladimir Iljitsch (1923/1977): Über das Genossenschaftswesen, in: Ders., Werke 
Bd. 33, Berlin (Ost), S. 453-461. 


Preobrashenski, Jewgeni A. (1926°/1971): Die neue Ökonomik, Berlin (Ost). 
Resultate (Autorenkollektiv) (1980/1999): Der bürgerliche Staat, München. 


Stalin, Josef Wissarionowitsch (1952/1979): Ökonomische Probleme des Sozialismus in 
der UdSSR. An die Teilnehmer der ökonomischen Diskussion . Bemerkungen zu 
ökonomischen Fragen, die mit der Novemberdiskussion 1951 zusammenhängen, in: J.W. 
Stalin, Werke, Bd. 15, Dortmund, S. 195-242. 


Wiards, Matthias (2001): Krise im Realsozialismus. Die Politische Ökonomie der DDR in 
den 80er Jahren, Hamburg. 


21 


Heiko Vollmann, Dipl.-Sozialwiss., Jg. 1973. Wiss. Mitarbeiter am 
GESELLSCHAFTSWISSENSCHAFTLICHEN INSTITUT, Hannover. Arbeitsschwerpunkte: Kritik der 
politischen Ökonomie; Staatstheorie; Kritik des Nationalismus, Rassismus, 
Antisemitismus; Kritik des Bildungs- und Wissenschaftsbetriebs. 


22 


